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KURZE BEGRÜNDUNG

APS

Das Allgemeine Präferenzsystem (APS) der EU ist ein Handelsmechanismus, mit dem die EU 
Entwicklungsländern über reduzierte Zollsätze einen bevorzugten, nicht auf Gegenseitigkeit 
beruhenden Marktzugang einräumen kann.

Zusätzlich zum normalen APS-Zugang, der allen Entwicklungsländern zusteht, gibt es einige 
Länder, die für APS+ in Frage kommen. Die Sonderregelung APS+ bedeutet eine weitere 
Senkung der Zollsätze für Entwicklungsländer, die gewisse Bedingungen erfüllen.

Die Kriterien, nach denen ein Land für das APS in Frage kommt, sind Instabilität bzw. 
Abhängigkeit, die gegeben sind, wenn die fünf größten Ausfuhren des Landes in die EU, die 
im Rahmen des APS erfolgen, mehr als drei Viertel seiner gesamten Ausfuhren im Rahmen 
des APS ausmachen und wenn die von APS gedeckten Ausfuhren des Landes in die EU 
weniger als 1 % aller Einfuhren im Rahmen des APS in die EU darstellen. Die 
APS+-Begünstigten müssen außerdem 27 internationale Übereinkommen, die die Bereiche 
Menschenrechte, Kernarbeitsnormen, nachhaltige Entwicklung und verantwortungsvolle 
Staatsführung betreffen, ratifiziert und umgesetzt haben. Hält ein Land diese Kriterien nicht 
ein, kann die Sonderregelung APS+ ausgesetzt werden.

Die 49 am wenigsten entwickelten Länder verfügen außerdem nach der Regelung „Alles 
außer Waffen“ über einen zoll- und kontingentfreien Zugang zum EU-Markt für alle 
Ausfuhren.

Zeitplan

Das gegenwärtig gültige APS-Schema wurde auf der Grundlage der Verordnung 
(EG) Nr. 732/2008 des Rates geschaffen. Diese Verordnung ist nur bis Ende 2011 gültig, und 
das APS läuft daher zu diesem Zeitpunkt aus, wenn kein Ersatzschema geschaffen wird.

Die Kommission plant, Anfang 2011 einen neuen Vorschlag vorzulegen. Dies würde 
bedeuten, dass die Ersatzregelung für das APS frühestens Mitte 2012 in Kraft tritt und ein 
sechsmonatiges rechtliches Vakuum entsteht.

Daher geht der vorliegende Vorschlag dahin, das bestehende APS-Schema um höchstens zwei 
weitere Jahre bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens einer neuen Verordnung zu verlängern.

Der Berichterstatter hält diese Lösung für nicht ideal, da das Parlament damit erst vier Jahre 
nach dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon Mitsprachemöglichkeiten bei der 
Gestaltung des Schemas erhält. Sie stellt jedoch insoweit einen zufriedenstellenden Ansatz 
dar, als so eine unerwünschte Unterbrechung des APS-Schemas umgangen wird. Den 
Entwicklungsländern würde es offensichtlich schaden, wenn sie zu den 
Meistbegünstigungszollsätzen der EU zurückkehren müssten und sie, wenn auch nur 
vorübergehend, nicht mehr in den Genuss einer Vorzugsbehandlung kämen.
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Angesichts dessen ist es von großer Bedeutung, dass die Kommission ihren neuen 
APS-Vorschlag innerhalb kürzester Zeit ausarbeitet und das Rechtsetzungsverfahren so 
schnell wie möglich abgeschlossen wird. Allerdings unterliegt das neue APS-Schema anders 
als das bisherige dem Mitentscheidungsverfahren unter Beteiligung von Rat und Parlament. 
Der Zeitdruck darf nicht dazu führen, dass die demokratischen Vorrechte des Parlaments 
missachtet werden. Das Parlament muss von seinen neuen Befugnissen im Bereich des 
Handels, die ihm seit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon zukommen, Gebrauch 
machen.

Gegenwärtiger Vorschlag

Eine genauere Überprüfung des APS-Schemas wird wahrscheinlich im kommenden Jahr 
stattfinden, wenn der Entwurf für eine neue APS-Verordnung ausgearbeitet wird. Dennoch 
wurden verschiedene Änderungsanträge zu der APS-Verordnung in der Form, wie sie 
gegenwärtig besteht, vorgelegt.

In den Beziehungen mit den Entwicklungsländern kommt insbesondere dem Grundsatz der 
bevorzugten und differenzierten Behandlung eine zentrale Bedeutung zu. Der Anteil der 
Einfuhren aus den Entwicklungsländern am gesamten Einfuhrvolumen in die EU ist 
unbedeutend. Für diese Länder stellen Handelspräferenzen jedoch eine Chance dar, sich aus 
der Abhängigkeit von Entwicklungshilfe zu befreien. Vorschläge, wonach in den 
Handelsbeziehungen zwischen der EU und den Entwicklungsländern ein gleichberechtigtes 
Verhältnis anzustreben sei, sind angesichts dessen, dass die gegenwärtigen Kompetenzen und 
die komparativen Vorteile der EU sehr viel größer sind, nicht realistisch.

Nach Artikel 208 des Vertrags von Lissabon ist die EU verpflichtet, bei der Durchführung 
politischer Maßnahmen, die sich auf die Entwicklungsländer auswirken können, den Zielen 
der Entwicklungszusammenarbeit Rechnung zu tragen. Dies stellt eine Selbstverpflichtung 
der EU dar, keine politischen Entscheidungen zu treffen, die ihre Tätigkeit im Bereich der 
Entwicklungszusammenarbeit unterminieren, sowie in allen Politikbereichen Maßnahmen zu 
ergreifen, die den Entwicklungsländern zugutekommen. Dies betrifft insbesondere den 
Handel.

Von großer Bedeutung ist auch, dass die Kommission, kontrolliert durch das Parlament, 
genau und streng überwacht, dass die begünstigten Länder die Kriterien, aufgrund derer sie 
für die Sonderregelung APS+ in Frage kommen, dauerhaft einhalten.

Die Kommission führt gegenwärtig eine Nachhaltigkeitsprüfung für APS durch. Das 
Parlament sollte die Kommission auffordern, es über die Ziele und die Ergebnisse dieser 
Prüfung und die daraus hervorgehenden Schlussfolgerungen sowie darüber zu unterrichten, 
wie ihrer Ansicht nach die Nachhaltigkeitsprüfung im Rahmen des neuen APS-Schemas 
umgesetzt werden soll.

Der Berichterstatter ist der festen Überzeugung, dass ein Welthandelssystem geschaffen 
werden muss, das auf ethischen Grundsätzen, Demokratie und Transparenz und nicht allein 
auf Profit beruht, ein System, das der Gesellschaft insgesamt und nicht nur einer beschränkten 
Zahl von Unternehmen zugutekommt. Die Wahrung international anerkannter Normen in den 
Bereichen Menschenrechte, Arbeitsbedingungen, Umweltschutz und verantwortungsvoller 
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Staatsführung ist ein zentraler Bestandteil der Sonderregelung APS+, dem in Zukunft 
möglicherweise in der Tat ein noch größerer Stellenwert eingeräumt werden muss. Daher ist 
die genaue Überwachung von Sektoren wie der Fischerei, der Forstwirtschaft und dem 
Bergbau, um nur einige zu nennen, genauso wie die der Behandlung von Frauen und 
Minderheiten, ihres Zugangs zum Arbeitmarkt und ihrer Arbeitsbedingungen dringend 
notwendig.

Im Interesse von Demokratie und Transparenz ist es auch wichtig, dass im Rahmen aller 
Anhörungen begünstigter Länder zu der kontinuierlichen Einhaltung der APS+-Kriterien auch 
ein Dialog mit den jeweiligen nationalen Parlamenten und Vertretern der lokalen 
Zivilgesellschaft stattfindet.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für internationalen 
Handel, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt
Artikel 1 – Nummer 1 a (neu)
Verordnung (EG) Nr. 732/2008
Erwägung 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1a) Nach Erwägungsgrund 2 wird 
folgender Erwägungsgrund eingefügt:
(2a) Die EU ist verpflichtet, bei den von 
ihr umgesetzten politischen Maßnahmen, 
die sich auf die Entwicklungsländer 
auswirken können, den Zielen der 
Entwicklungszusammenarbeit Rechnung 
zu tragen, und daher muss mit dem 
APS-Schema ein Beitrag zur 
Verwirklichung der Entwicklungsziele der 
EU, einschließlich der 
Millenniums-Entwicklungsziele, geleistet 
werden.

Or. en
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Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt
Artikel 1 – Nummer 4 a (neu)
Verordnung (EG) Nr. 732/2008
Artikel 10 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4a) Nach Artikel 10 wird folgender 
Artikel eingefügt:

Artikel 10a
Die Europäische Kommission unterrichtet 
das Europäische Parlament über die 
Ergebnisse aller 
Nachhaltigkeitsprüfungen, die im 
Rahmen des APS durchgeführt werden. 

Or. en

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt
Artikel 1 – Nummer 4 b (neu)
Verordnung (EG) Nr. 732/2008
Artikel 17 – Absatz -1 (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4b) In Artikel 17 wird vor Absatz 1 
folgender Absatz eingefügt:
-1. Die Kommission überprüft regelmäßig, 
dass die begünstigten Länder ihre 
Verpflichtungen einhalten und dass 
keiner der in Artikel 15 Absätze 1 und 2 
und Artikel 16 Absätze 1 und 2 für die 
vorübergehende Rücknahme von 
Präferenzregelungen genannten Gründe 
gegeben ist. Die Kommission 
veröffentlicht einen Jahresbericht über 
vorübergehende Rücknahmen und 
übermittelt ihn dem Rat, dem 
Europäischen Parlament und den 
Mitgliedstaaten.
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Or. en

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt
Artikel 1 – Nummer 4 c (neu)
Verordnung (EG) Nr. 732/2008
Artikel 18 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4c) Artikel 18 Nummer 3 wird wie folgt 
geändert:
3. Die Kommission holt alle von ihr für 
erforderlich erachteten Informationen 
ein, einschließlich der verfügbaren 
Bewertungen, Erläuterungen, Beschlüsse, 
Empfehlungen und Schlussfolgerungen 
der anderen europäischen Organe und 
der zuständigen Aufsichtsorgane der 
Vereinten Nationen, der IAO und anderer 
zuständiger internationaler 
Organisationen. Diese dienen als 
Ausgangspunkt für die Untersuchung der 
Frage, ob die vorübergehende 
Rücknahme aus dem in Artikel 15 
Absatz 1 Buchstabe a genannten Grund 
gerechtfertigt ist. Die Kommission kann 
sich zur Überprüfung der erhaltenen 
Informationen an die 
Wirtschaftsbeteiligten, Vertreter der 
Zivilgesellschaft, die Parlamente der 
begünstigten Länder und das betreffende 
begünstigte Land wenden.

Or. en


